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1. Einleitung
Die Bundesregierung hat im Oktober 2008 einen Natio-
nalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Rassismus, 
Frem denfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf be -
zo gene Intoleranz1 verabschiedet, dessen Erarbeitung 
seit 2002 angekündigt war. Mit dieser Stellungnahme 
will das Deutsche Institut für Menschenrechte auf 
grundlegende Schwächen des vorgelegten Planes – die 
unzureichen de Analyse der Situation in Deutschland 
und die fehlende Handlungsorientierung – hinweisen 
und empfiehlt, im nächsten Schritt einen konkreten 
Maßnahmenplan zur Bekämpfung von Rassismus auf-
zustellen, diesem Ressourcen zuzuordnen und ein fort-
laufendes Monitoringverfahren unter Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft für die Erreichung der Ziele des Planes 
einzurichten. 
Die Vorlage des Aktionsplans geht auf die 3. Weltkon-
ferenz gegen Rassismus zurück, die vom 31. August bis 
zum 8. September 2001 unter Leitung der Hochkommis-
sarin für Menschenrechte der Vereinten Nationen in 
Durban/Südafrika stattfand. Rassismus wurde auf der 
Konferenz als ein weit verbreitetes Ausgrenzungsphä-
nomen gebrandmarkt, das viele Gesellschaften prägt und 
das trotz vielfältiger Anstrengungen weiter besteht und 
beständig neue Formen annimmt. Dabei haben die 
Staa ten ihre vorrangige Verantwortung für die Bekämp-
fung von Rassismus untermauert und anerkannt, dass 
Rassis mus eine schwere Verletzung der Menschenrech-
te darstellt und durch ungleiche Wohlstandsverteilung, 
Marginalisierung und soziale Ausgrenzung verstärkt 
werden kann. Die Staaten haben sich schließlich ver-
pflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um direkten und 
indirekten Formen von Rassismus in allen Lebensberei-
chen entgegenzutreten. Dazu sollen sie in Konsultation 
mit nationalen Menschenrechtsinstitutionen, Institu-
tionen zur Bekämpfung von Rassismus und der Zivil-
gesellschaft Nationale Aktionspläne gegen Rassismus 
ausarbeiten.
Die Verhandlungen in Durban waren durch ein hohes 
Maß an Politisierung und Instrumentalisierungsver-
suche geprägt, insbesondere hinsichtlich des Nahost-
Konfliktes. Hoch umstritten waren auch Forderungen 
nach Reparationen für die kolonialistische Ausbeutung 
Afrikas und den transatlantischen Sklavenhandel. Diese 
Punkte konnten jedoch im Verlauf der Konferenz ausge-
klammert werden. Die Abschlussdokumente der Kon-
ferenz, die Erklärung und das Aktionsprogramm2, stellen 
einen wichtigen Schritt in der Entwicklung eines men-
schenrechtsbasierten Vorgehens gegen Rassismus dar; 
sie enthalten dezidierte Handlungsanleitungen für die 
Staaten.
Im April 2009 sollen bei einer in Genf stattfindenden 
Durban Review Konferenz die Umsetzung der Empfeh-
lungen von Durban überprüft und weitere Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Rassismus entwickelt werden. 
Alle Regierungen, auch Deutschland, sind aufgefordert, 
über ihre Fortschritte bei der Bekämpfung von Rassis-
mus zu berichten.
2. Anforderungen an die Bekämpfung 
von Rassismus aus den Abschlussdoku-
menten von Durban 
In der Abschlusserklärung der Weltkonferenz gegen 
Rassismus hat die Staatengemeinschaft ihre Sorge 
 darüber zum Ausdruck gebracht, dass weiterhin schwer-
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Nationaler Aktionsplan, S. 3.3 
oder ethnische Herkunft einer Person zum Anlass von 
Kontrollen oder anderen Maßnahmen nehmen (soge-
nanntes racial oder ethnic profiling).
Zudem soll es wirksame Rechtsbehelfe gegen Diskrimi-
nierung auch durch Private geben, einschließlich der 
Möglichkeit einer Verbandsklage. Innovative Methoden 
der Konfliktschlichtung und der Abschluss von Betriebs-
vereinbarungen sollen ebenfalls gefördert werden. Die 
Staaten verpflichten sich auch zu einer konsequenten 
strafrechtlichen Verfolgung rassistischer Taten, wobei 
rassistische Beweggründe als erschwerende Umstände 
bei der Strafzumessung berücksichtigt werden sollen. 
3. Der von der Bundesregierung 
 vorgelegte Aktionsplan gegen Rassismus 
Mit dieser Stellungnahme soll keine umfassende Kom-
mentierung des von der Bundesregierung vorgelegten 
Nationalen Aktionsplans zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf bezo-
gene Intoleranz vorgenommen werden. Vielmehr will 
das Deutsche Institut für Menschenrechte rekurrierend 
auf die Vorgaben der Abschlussdokumente von Durban auf 
zwei aus seiner Sicht wesentliche Schwächen des Aktions-
plans hinweisen und darauf aufbauend Empfeh lungen 
für die Fortsetzung des Arbeitsprozesses aussprechen. 
3.1 Unzureichende Beschreibung und Analyse 
der Situation in Deutschland
Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung in den 
Ausführungen des Aktionsplans zur Ausgangslage – im 
Unterschied zu früheren Dokumenten, die Rassismus in 
Deutschland betreffen – anerkennt, dass sich rassistisch, 
fremdenfeindlich und/oder antisemitisch motivierte 
Ressentiments und Stereotype auch jenseits des rechts-
extremistischen (politischen) Lagers finden und dass 
sich die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus nicht in der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus erschöpft, sondern auf die Gesell-
schaft insgesamt beziehen muss.3 Auf diesen Um stand 
hatten internationale und europäische Gremien zur 
Bekämpfung von Rassismus die Bundesregierung wie-
derholt hingewiesen. Trotz dieser programmatischen 
Erklärung fehlt im Nationalen Aktionsplan jedoch eine 
Analyse der heutigen Situation in Deutschland, die sich 
wiegende Formen von Rassismus, einschließlich des 
Antisemitismus, der Islamphobie und der verbreiteten 
Gewalt insbesondere gegen Menschen afrikanischer 
Herkunft, indigene Völker, Migranten und Migrantinnen 
sowie Roma und Sinti existieren. Ferner wird ausdrück-
lich anerkannt, dass es gegenüber Nichtstaatsangehö-
rigen, insbesondere Migrantinnen und Migranten, Flücht-
lingen und Asylsuchenden häufig zu diskriminierenden, 
fremdenfeindlichen und rassistischen Praktiken kommt. 
Migrationspolitiken dürften nicht auf Rassismus basie-
ren und Menschenrechte von Migrantinnen und Migran-
ten müssten geschützt werden. 
Die Staaten haben im Aktionsprogramm eingeräumt, 
dass der Erfolg des Aktionsprogramms vom politischen 
Willen und von angemessenen Finanzmitteln auf natio-
naler, regionaler und internationaler Ebene abhängig 
ist. Die Weigerung oder der Widerwillen öffentlicher 
Instanzen und der Politik, gegen Rassismus vorzugehen, 
wird als ein wesentlicher Faktor für die Verbreitung 
und Verstetigung von Diskriminierung angesehen. Poli-
tikerinnen und Politikern sowie politischen Parteien 
wird daher eine Schlüsselrolle bei der Bekämpfung von 
Rassismus beigemessen. Politiker und Politikerinnen 
sollten sich insbesondere öffentlicher Erklärungen oder 
Handlungen enthalten, die Rassismus fördern können, 
wobei auf die Möglichkeit freiwilliger Verhaltensko-
dizes hingewiesen wird. Auch die Medien sollen durch 
Maßnahmen der Selbstregulierung verbreitete Stereo-
typenbildungen vermeiden und eine faire und ausgewo-
gene Darstellung der Vielfalt ihrer Gesellschaften för-
dern sowie sicherstellen, dass sich diese Vielfalt auch bei 
ihren Mitarbeitenden widerspiegelt.
Die Staaten werden des Weiteren aufgerufen, einschlä-
gige internationale Übereinkünfte zu Menschenrech-
ten und Nichtdiskriminierung zu ratifizieren und die 
Em pfehlungen des UN-Ausschusses für die Beseitigung 
rassistischer Diskriminierung gebührend zu berücksich-
tigen. Gleichberechtigung soll durch den Abbau von 
Barrieren, etwa beim Zugang zu Bildung, zu Beschäfti-
gung oder zur Gesundheitsversorgung wie auch hinsicht-
lich der Teilhabe an politischen und wirtschaftlichen 
beziehungsweise kulturellen Entscheidungen realisiert 
werden. 
Außerdem sollen polizeiliche Ermittlungsmethoden 
abgeschafft werden, bei denen Polizisten und Polizis-
tinnen und andere mit dem Gesetzesvollzug betraute 
Personen in einem bestimmten Grad die Hautfarbe 
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CERD General Recommendation No.30: Discrimination Against Non-Citizens http://www.unhchr.ch/tbs/doc.nsf/(Symbol)/e3985 
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Benachteiligungen, die im Rahmen formal neutraler 
Regelungen oder Verfahren für bestimmte Gruppen von 
Menschen entstehen. So können beispielsweise auch 
bei formaler Gleichbehandlung aller Schülerinnen und 
Schüler im staatlichen Bildungssystem Selektionsme-
chanismen wirken, die de facto zur Diskriminierung 
von Kindern und Jugendlichen aus Familien mit Migra-
tionshintergrund hinauslaufen. Indirekte Diskriminie-
rungen können in sämtlichen Lebensbereichen vorkom-
men, zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt, im Wohnungs- 
oder Gesundheitswesen. Der Nationale Aktionsplan der 
Bundesregierung geht auf den Aspekt tatsächlicher 
Benachteiligungen in Deutschland – etwa von Menschen 
mit Migrationshintergund – nicht ein.
Der Aktionsplan der Bundesregierung setzt sich nicht 
mit der ansteigenden oder allenfalls auf hohem Niveau 
stagnierenden Zahl von Straf- und Gewalttaten mit 
rassistischem, fremdenfeindlichem und antisemiti-
schem Hintergrund auseinander, sondern berichtet 
lediglich zu dem gesetzlichen Rahmen der Strafverfol-
gung. Zudem fehlt eine Auseinandersetzung mit den 
Mobilisierungsstrategien und Wahlerfolgen rechtsex-
tremer Parteien mit rassistischen Positionen. Trotz des 
großen Gewichts, das die Abschlussdokumente von 
Durban dem Beitrag populistischer Argumentationen 
von Politikern demokratischer Parteien zur Verfestigung 
von rassistischen Vorurteilen und zur Legitimierung von 
gesellschaftlicher Ausgrenzung beimessen, findet keine 
Auseinandersetzung mit der politischen Praxis in deut-
schen Wahlkämpfen statt. 
3.2 Fehlende Handlungsorientierung des Plans 
der Bundesregierung 
Nationale Aktionspläne wurden als Instrument zur Ver-
besserung der Menschenrechtslage in den Vereinten 
Nationen bereits im Rahmen der Wiener Weltmenschen-
rechtskonferenz 1993 gefordert. Im Gegensatz zu den 
eher status-quo orientierten Staatenberichten zu den 
UN-Menschenrechtsabkommen, in denen die Staaten 
über die Schritte berichten, die sie zur Umsetzung ihrer 
Verpflichtungen aus den Abkommen ergriffen haben, 
sollen in Nationalen Aktionsplänen zukunftsgerichtet 
Maßnahmen zur Erreichung selbst gesetzter Ziele ver-
ankert werden. Dazu sollen in einem politisch hochran-
gig angesiedelten, partizipativen Prozess mit der Zivil-
gesellschaft und anderen wichtigen Akteuren Ober ziele 
vereinbart und konkrete und messbare Maßnahmen 
fundiert mit Motiven, Ausmaß, Erscheinungsformen 
und Wirkungen von Rassismus und rassistischer Dis-
kriminierung in Deutschland beschäftigt. Eine dezidier-
te Auseinandersetzung mit dem Phänomen rassisti-
scher Einstellungen nicht nur als gesellschaftliche 
Randerscheinung, sondern auch in der Mitte der Gesell-
schaft wird nicht vorgenommen. 
In der Beschreibung rassistischer Phänomene in Deutsch-
 land fehlt die differenzierte Auseinandersetzung mit 
der Situation besonders von Rassismus betroffener 
Gruppen. Differenzierende Ausführungen enthält der 
Abschnitt zum Antisemitismus.4 Eine vergleichbare 
Auseinandersetzung wäre auch im Hinblick auf andere 
Betroffenengruppen, wie etwa Sinti und Roma, Men-
schen afrikanischer Herkunft und Muslime/innen wün-
schenswert gewesen, ebenso hinsichtlich der mehr-
dimensionalen Diskriminierung, die Frauen, die zugleich 
Angehörige ethnischer Minderheiten sind, erfahren. 
In den Dokumenten von Durban wird hervorgehoben, 
dass Nichtstaatsangehörige, insbesondere Migantin-
nen und Migranten, Flüchtlinge und Asylsuchende, 
häufig Rassismus und weiteren Menschenrechtver-
letzungen ausgesetzt sind. Auch der UN-Ausschuss zur 
Bekämpfung von Rassismus in Genf, der die Umsetzung 
des UN-Anti-Rassimusübereinkommens (ICERD) über-
wacht, hat auf die Verpflichtung der Vertragsstaaten 
des Anti-Rassismusabkommens hingewiesen, Nicht-
Staatsangehörige vor rassistischen Diskriminierungen 
zu schützen und bestehende Diskriminierungen zu be -
seitigen, sowohl hinsichtlich diskriminierender Praktiken 
durch den Staat wie auch durch Privatpersonen.5 Der 
Nationale Aktionsplan der Bundesregierung greift die 
Situation von Nicht-Staatsangehörigen in Deutschland 
hingegen nicht gesondert auf.
Die menschenrechtlichen Diskriminierungsverbote 
 zielen nicht nur auf die Überwindung direkter, absicht-
licher Diskriminierung, sondern richten sich auch gegen 
indirekte (mittelbare) Formen von Diskriminierung. 
Diskriminierungsschutz geht deshalb über die Herstel-
lung formaler Gleichberechtigung hinaus. Ziel ist viel-
mehr die Gewährleistung gleicher Möglichkeiten zur 
tatsächlichen Ausübung von Menschenrechten für alle 
Menschen. Auch in den Abschlussdokumenten von 
Durban haben sich die Staaten verpflichtet, indirekte 
Formen rassistischer Diskriminierung in allen Lebens-
bereichen zu verhindern und gegebenenfalls zu besei-
tigen. Unter indirekten Diskriminierungen versteht man 
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auf die Evaluation bereits bestehender Programme und 
Institutionen. Ein Umsetzungs- und Evaluierungspro-
zess auf der Grundlage des vorliegenden Plans ist daher 
nicht möglich.
Hingegen hat Deutschland in der Vergangenheit in 
anderen Politikfeldern bereits Aktionspläne erstellt, die 
Selbstverpflichtungen auf konkrete Ziele enthalten, 
Maßnahmen zur Erreichung der Ziele vorgeben und 
diese nach dem Umsetzungsprozess evaluieren. Zu 
nennen sind hier insbesondere die Aktionspläne zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen von 1999 und 
200710 und der Aktionsplan für ein kindergerechtes 
Deutschland 2005-201011. Auch der Nationale Integra-
tionsplan, der zwar nicht in einen menschenrechtlichen 
Rahmen eingebunden war, wurde in einem partizipa-
tiven Prozess unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 
Akteure erarbeitet.12
4. Empfehlungen: Erarbeitung eines 
Maßnahmenplans zur Bekämpfung von 
Rassismus
Die Bundesregierung weist in ihren Schlussbemerkun-
gen im Aktionsplan darauf hin, dass mit der Erstellung 
jenes Dokuments die Arbeit nicht abgeschlossen ist. 
Als nächsten Arbeitsschritt schlägt das Deutsche Insti-
tut für Menschenrechte daher vor, in einem partizipati-
ven Prozess unter Beteiligung der Zivilgesellschaft einen 
Maßnahmenplan mit einem Katalog konkreter Aktivi-
täten zur Bekämpfung von Rassismus in Deutschland 
zu erarbeiten. Die Stellungnahme schließt daher mit 
eini gen Anregungen zu Inhalten und Vorgehen bei 
einem solchen Maßnahmenplan.
für die Erreichung dieser Ziele festgelegt werden. Ein 
Nationaler Aktionsplan soll eine große Anzahl von 
Menschen und Organisationen mobilisieren und damit 
zu einem größeren Menschenrechtsbewusstsein beitra-
gen. Zugleich müssen die entsprechenden Ressourcen für 
die Durchführung der Maßnahmen bereitgestellt werden. 
Die Wirkung der ergriffenen Maßnahmen soll überprüft 
und der Plan ständig weiterentwickelt werden.6 
Der von der Bundesregierung verabschiedete Plan führt 
dagegen vor allem deskriptiv Maßnahmen auf, die 
bereits in der Vergangenheit mit dem Ziel initiiert wur-
den, Rassismus und rassistische Diskriminierung zu 
minimieren – etwa die Förderprogramme des Bundes 
(u.a. „Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie“, ein 
Förderprogramm für Beratungsnetzwerke gegen Rechts-
 extremismus und das mit Mitteln aus dem Europäischen 
Sozialfonds gespeiste Programm XENOS), integrations-
politische Maßnahmen und Maßnahmen, die auf rechts-
 extremistische Täter zielen. Daneben wird die nationale 
und internationale Rechtslage dargestellt.7 
Als allgemeine Ziele des Nationalen Aktionsplans wer-
den der Schutz vor Gewalt und Diskriminierung, die 
Einbindung und Teilhabe sowie eine Politik der Aner-
kennung von Unterschiedlichkeit benannt.8 Allerdings 
werden keine konkreten und messbaren Zwischen-
schritte festgelegt, die mit dem Aktionsplan der Bundes-
regierung verfolgt werden, und die Bundesregierung 
entwickelt auch keine neuen, in die Zukunft gerichteten 
Maßnahmen. Dem Plan fehlt damit sowohl die Hand-
lungsorientierung als auch die Etablierung von Maßstä-
ben, an denen Erfolg oder Misserfolg bei der Bekämp-
fung von Rassismus gemessen werden könnten. Die 
wenigen künftigen Vorhaben9 bleiben so allgemein und 
unverbindlich, dass sie den Anforderungen an einen 
Aktionsplan nicht gerecht werden, und beziehen sich 
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Mögliche Inhalte eines Maßnahmenplanes
Die Inhalte des Maßnahmenplans sollten neben den ■■
Handlungsanleitungen der Durbaner Schlussdoku-
men te die Empfehlungen internationaler und 
euro päi scher Menschenrechtsorgane an Deutsch-
land ein beziehen. Dies betrifft einerseits den UN-
Antirassismusausschuss (CERD), der zuletzt im 
August 2008 Stellung zur Situation in Deutschland 
bezogen hat, andererseits die Europäische Kommis-
sion gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI), deren 
nächster Bericht zu Deutschland im April 2009 
erwartet wird.
Während der Erarbeitung des deutschen Nationalen ■■
Aktionsplans sind von NGOs vielfältige Vorschläge 
gemacht worden13, die bislang kaum Berücksichti-
gung gefunden haben; diese sollten bei der Entwick-
lung des Maßnahmenplans einbezogen werden. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat eine ■■
Reihe von Empfehlungen zur Verstärkung des Schutzes 
vor Rassismus und rassistischer Diskriminierung ent-
wickelt, die ebenfalls berücksichtigt werden sollten.14
Die Maßnahmen müssen vor dem Hintergrund der ■■
Situation verschiedener in Deutschland von Diskrimi-
nierung besonders betroffenen Gruppen entwickelt 
werden und verschiedene Ausprägungen rassistischer 
Diskriminierung berücksichtigen.
Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Situation ■■
von Menschen gelegt werden, die von mehrdimen-
sionaler Diskriminierung betroffen sind, bei denen 
sich rassistische Diskriminierung mit solcher wegen 
ihres Geschlechts, ihrer Religion, ihrer Behinderung, 
ihres Alters oder ihrer sexuellen Orientierung ver-
schränken. 
Neben dem Ziel der Bekämpfung direkter, absichtli-■■
cher Formen rassistischer Diskriminierung sollte der 
Maßnahmenplan auch Maßnahmen zur Überwin-
dung indirekter Diskriminierung enthalten.
Vorgehen bei der Erstellung des Maßnahmenplans
Die Erarbeitung des Maßnahmenplans sollte mit der ■■
Festlegung einer Reihe prioritärer Oberziele zur Ver-
ringerung von Rassismus und rassistischer Diskriminie-
rung in Deutschland in ausgewählten Handlungsfel-
dern beginnen. Statt einer umfassenden Aufnahme 
von Oberzielen sollte der Plan eher wenigen Zielen 
Priorität einräumen, diese aber mit einem wirksamen 
Maßnahmenbündel unterfüttern. Bei einer späteren 
Weiterentwicklung des Plans können dann neue Ziele 
und Handlungsfelder aufgenommen werden.15  
Im nächsten Schritt sollten konkrete Aktionsvor-■■
schläge zur Erreichung der Oberziele mit messbaren 
Zwischenschritten erarbeitet werden, die ein fortlau-
fendes Monitoring und eine abschließende Evaluie-
rung des Maßnahmenplans ermöglichen. Den Aktions-
vorschlägen müssen die notwendigen Ressourcen 
zugeordnet werden.
Der Plan sollte von der Bundesregierung unter Ein-■■
beziehung von weiteren Akteuren – Ländern, Kommu-
nen, Nichtregierungsorganisationen, Wissenschaft-
ler/innen, Medien, Wirtschaft und Sozialpartnern – 
partizipativ erarbeitet werden. Die Koordination dieses 
Prozesses sollte von einer politisch hoch angesiedel-
ten Stelle erfolgen. Als Vorbild kann die Erarbeitung 
des Nationalen Integrationsplans dienen.
Bestandteil des Maßnahmenplans sollte die Verein-■■
barung eines Monitoring- und Evaluationsprozesses 
sein, der die Umsetzung des Plans überwacht und 
eine Erfolgskontrolle gewährleistet. 
Das Parlament sollte die Umsetzung des Plans durch ■■
jährliche Berichte laufend begleiten und politisch 
bewerten.
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